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ZWEITE WELLE, ZWEITER LOCKDOWN
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Das Jahr 2020 neigt sich langsam sei-
nes Endes zu. Das ist für viele Leute 
ein Grund zum Feiern, denn schließ-
lich war es ein bezeichnend schlech-
tes Jahr. Die Corona-Pandemie hat 
die kapitalistische Rezession bedeu-
tend verschärft, mit drastischen Aus-
wirkungen, deren Reichweite noch 
nicht absehbar ist. Gleichzeitig ist 
aber die aktuelle Lage in der zweiten 
Welle der Corona-Pandemie und im 
2. Lockdown mehr als deprimierend.  
In dieser Ausgabe haben wir deshalb 
eine Auseinandersetzung mit dem 
Versagen der Regierung, den Lock-
down-Bestimmungen und sozialisti-
schen Alternativen.
Positiveres: Speziell auf dem ameri-
kanischen Kontinent haben die letz-
ten Wochen und Monate die Massen 
wieder auf die Straße gebracht. Sei es 
in den USA gegen rassistische Polizei-
gewalt, in Chile gegen die neoliberale 
Regierung, in Peru gegen die Absich-
ten der Rechten im Parlament oder 
in Bolivien wo die MAS nach dem 
Putsch letztes Jahr wieder an die Re-
gierung zurück gekehrt ist. Sowohl zu 
Chile als auch zu Bolivien haben wir 
Artikel.
In Österreich ist die Situation nach 
wie vor von dem erschütternden 
Terrorakt in Wien geprägt. Wir ver-
suchen hier die Hintergründe aufzu-
zeigen, aber zeitgleich eine politische 
Einschätzung aus revolutionärer Sicht 
zu geben. Gleichzeitig wird von der 
Regierung der Lockdown dafür ge-
nutzt um einen Angriff auf die Pen-
sionen durchzuführen. Die Abschaf-
fung der Hacklerreglung wird von 
den Grünen dann auch noch mit dem 
Argument des Feminismus unterfüt-
tert, was angesichts der Anpassung 
nach unten statt nach oben, mehr als 
lächerlich ist.
Wir hoffen, dass dich unsere Zeitung 
kämpferisch inspirieren kann – und 
somit auch auf bessere kommende 
Jahre: Ohne Unterdrückung und Ka-
pitalismus!
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Alex Zora

Die zweite Welle der Corona-Pandemie 
ist voll in Österreich angekommen. Wir 
verzeichnen hier eine der höchsten Raten 
von Neuinfizierten pro Kopf weltweit. Aber 
nicht nur in Österreich, auch in vielen an-
deren – vor allem europäischen – Ländern 
zeichnet sich eine ähnliche Entwicklung ab. 
Und das obwohl Länder wie Australien, 
China oder Südkorea zeigen, dass das in 
keiner Weise eine Naturnotwendigkeit ist. 

Wie es so weit kommen konnte

Die erste Welle, die im März Österreich 
im Griff hatte und im Vergleich zur der-
zeitigen Lage fast schon harmlos wirkt, 
ist mittlerweile mehr als ein halbes Jahr 
her. In der Zwischenzeit wäre es für die 
Bundesregierung möglich gewesen sich 
auf die Wahrscheinlichkeit einer zweiten 
Welle vorzubereiten oder sie sogar zu un-
terbinden.

Nachdem die erste Welle im März durch 
ein relativ schnelles Eingreifen und die 
rasche Umsetzung des ersten Lockdowns 
relativ gut überwunden wurde, war aber 
recht schnell für die Regierung klar, dass 
die Interessen der Wirtschaft, also der 
Kapitalist*innen, sobald wie möglich 
wieder in den Vordergrund treten sollten. 
Bevor die Verbreitung des Virus in der 
Bevölkerung völlig beendet war wurden 
der Handel und die Gastronomie wieder 
geöffnet, eine Zeit lang wurde sogar die 
Maskenpflicht in Geschäften aufgehoben. 
Schon kurz nach der ersten Welle wur-
de von Virolog*innen auf die Gefahr ei-
ner zweiten Welle – möglicherweise im 
Herbst – hingewiesen. 

Das heißt es wäre eigentlich ein halbes 
Jahr Zeit gewesen sich darauf vorzuberei-
ten. Intensivbetten hätten ausgebaut wer-
den können, Personal dafür eingeschult 
werden, Beatmungsgeräte produziert 
oder angekauft werden, die Testinfra-
struktur massiv ausgebaut werden, die di-
gitalen Möglichkeiten von Schulen weiter 

entwickelt und allen Schüler*innen Gerä-
te zur Verfügung gestellt werden können, 
etc. Aber All das wurde verabsäumt.

Lockdown 2.0 

Zuerst hatte die Bundesregierung noch 
einen Lockdown light verkündet, doch 
schon zwei Wochen später ähnelt der 
jetzige „harte Lockdown“ wieder dem 
der ersten Welle. Ausgangsbeschränkun-
gen gibt es wieder für so gut wie alles 
was nicht der Erwirtschaftung von Pro-
fit dient. Wie stark die Fallzahlen außer 
Kontrolle geraten sind, zeigt sich auch 
darin, dass auch der nicht-notwendige 
Handel sowie die Gastronomie jetzt zu-
sperren mussten. Als nette Entschädi-
gung der Regierung gibt es dann auch für 
Gastro- und Tourismus-Unternehmen, 
ein für die ÖVP vor allem in Westös-
terreich sehr wichtiges Klientel, für den 
November eine staatliche Erstattung von 
80 % des Vorjahresumsatzes. Und das 
obwohl ein großer Teil der Kosten durch 
den nicht stattfindenden Betrieb entfällt. 
Dazu kommt auch noch, dass Förderun-
gen durch die Kurzarbeitsregelung nicht 
gegengerechnet werden müssen. Es ist 
also durchaus möglich, dass viele Be-
triebe dadurch letztlich deutlich mehr 
Gewinn machen werden als im gleichen 
Monat des Vorjahres. 

Was sich deutlich durch alle Maßnah-
men durchzieht ist die Tatsache, dass in 
erster Linie der private Bereich einge-
schränkt wird. Verbindliche Vorschrif-
ten oder Maßnahmen für Betriebe zum 
Schutz der Beschäftigten sucht man bis-
her vergeblich. Auch insbesondere die 
Einschränkung des Zugangs zum offe-
nen öffentlichen Raum, die von der Re-
gierung als Ausgangsbeschränkung so in 
den Vordergrund gestellt wird, ist dabei 
mehr als lächerlich, immerhin ist die In-
fektionsgefahr im Freien deutlich niedri-
ger als in geschlossenen Räumen – eine 
wissenschaftliche Erkenntnis, die im Ver-
gleich zur ersten Welle mittlerweile fest  
steht.

Kurzprogramm gegen die Pandemie

Die gesundheitliche Situation ist drama-
tisch, was es deshalb braucht sind radika-
le Maßnahmen. Aber im Gegensatz zur 
schwarz-grünen Bundesregierung stel-
len wir sie aus Sicht der Arbeiter*innen-
klasse auf. Um die Pandemie erfolgreich 
zu bekämpfen, braucht es den massiven 
Ausbau der Testkapazitäten, die Bundes-
regierung hatte ein halbes Jahr Zeit dafür 
und hat es unterlassen. Dass sie nun mit 
Massentests die Infektionsketten durch-
brechen möchte ist gut, kommt aber zu 
spät. Danach muss das Contact-Tracing 
gesichert und Möglichkeiten zur regel-
mäßigen Testung der gesamten Bevölke-
rung geschaffen werden. Darüber hinaus 
müssen Unternehmen angewiesen wer-
den Beatmungsmaschinen und medizi-
nisch notwendige Produkte herzustellen 
sowie Personal auszubilden. 

Weitere Ausgangsbeschränkungen und 
die mehr als willkürliche Verteilung von 
Strafen im öffentlichen Raum sind abzu-
lehnen. Stattdessen braucht es im Notfall 
die sofortige Stilllegung aller nicht-not-
wendiger Arbeit. Die Beschäftigten in 
den jeweiligen Bereichen sollen in ge-
wählten Organen unter Einbeziehung 
der Gewerkschaften kontrollieren wann 
und wie die Arbeit wieder sicher aufge-
nommen werden kann. Es braucht einen 
sofortigen Kündigungsstopp und falls 
Unternehmen die Löhne nicht weiter be-
zahlen können, sollen die Betriebe unter 
Kontrolle der Beschäftigten verstaatlicht 
werden, Kleinbetriebe bzw. Selbständige 
müssen unterstützt werden. 

Für alle Menschen ohne oder mit zu we-
nig Einkommen braucht es ein Mindes-
terwerbsloseneinkommen von 1.500 €. 
Für Menschen mit Kinderbetreuungs-
pflichten braucht es ein rechtlichen An-
spruch auf Freistellung von der Arbeit, 
falls der Schulbetrieb nicht aufrecht er-
halten werden kann.		       

ZWEITE WELLE UND 
ZWEITER LOCKDOWN

CORONA-PANDEMIE
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Alex Zora & Michael Märzen

Dieser Artikel wurde in einer ersten Fas-
sung am 9. November auf unserer Home-
page veröffentlicht. Aufgrund der weiteren 
Entwicklung mit der Großrazzia gegen 
Muslimbrüder und Hamas sowie dem an-
gekündigten „Antiterrorpaket“ haben wir 
uns entschlossen, den Artikel zu diesen 
Themen auszubauen.

Am 2. November, dem letzten Tag vor 
der Einführung nächtlicher Ausgangsbe-
schränkungen, hat sich in Wien der erste 
größere Terroranschlag seit Jahrzehnten 
ereignet. Ein Anhänger des sogenannten 
Islamischen Staat (IS) hat am Abend im 
ersten Bezirk, in der Gegend des Schwe-
denplatzes, vier Menschen ermordet, vie-
le weitere verletzt und die Stadt in Angst 
und Schrecken versetzt. Darüber hinaus 
hat er wieder einmal den reaktionären 
Charakter des Dschihadismus offenbart, 
der eine kulturelle und religiöse Spaltung 
provoziert und in dieser Nacht unschul-
dige Arbeiter*innen getroffen hat.

Hintergründe

Wie mittlerweile bekannt, handelt es sich 
bei dem 20-Jährigen Angreifer, der von 
der Polizei erschossen wurde, um einen 
in Österreich aufgewachsenen Jugend-
lichen. Kein „importierter Terrorist“ 
wie es spätestens seit der sogenannten 
„Flüchtlingskrise“ von den Medien und 
den rechten Parteien immer geheißen 
hatte. Er hatte sowohl die österreichi-
sche als auch die mazedonische Staats-
bürger*innenschaft. Die Tatsache, dass 
der Täter in Österreich aufgewachsen ist 
und die österreichische Staatsbürger*in-
nenschaft hat, scheint den meisten etab-
lierten Parteien sauer aufzustoßen – jetzt 
sollen Menschen, die sich terroristischen 
Vereinigungen anschließen zu „Auslän-
dern“ gemacht werden, indem ihnen die 
österreichische Staatsbürger*innenschaft 
entzogen wird. Diese Forderung stellt in 
der jetzigen Situation die SPÖ auf – eine 
Forderung die letztes Jahr noch von der 

FPÖ kam und von der SPÖ damals abge-
lehnt wurde. Es liegt auf der Hand, dass 
eine Ausbürgerung von sogenannten Ge-
fährdern das Problem nicht löst sondern 
nur in andere Länder verlagert.
Die genauen Hintergründe der Tat sind 
noch nicht gänzlich aufgeklärt, es wirkt so 
als ob sich der Anschlag in Wien in eine 
Reihe von anderen Attacken international 
einreihen würde. Was alle diese gemein 
hatten war, dass sie aller Wahrscheinlich-
keit nach nicht zentral vom Islamischen 
Staat geplant und durchgeführt wurden, 
wie noch die Terroranschläge vor einigen 
Jahren (Charlie Hebdo, Bataclan, LKW-
Amok-Fahrt in Nizza, etc.), was in erster 
Linie daran liegen dürfte, dass der Islami-
sche Staat seine Machtbasis in Syrien und 
dem Irak verloren hat.

Rassismus und Antirassismus

Die Reaktionen auf das Attentat in Wien 
waren sehr gemischt. Auf der einen Sei-
te gab es den zu erwartenden antimusli-
mischen Rassismus von Seiten der FPÖ. 
Auch die Identitäre Bewegung, bzw. ihre 
Tarnorganisation, versuchte die Tat für 
sich zu nutzen und veranstaltete am 5. 
November einen Mini-Aufmarsch, der 
aber von aktiven Antifaschist*innen teil-
weise blockiert und verzögert werden 
konnte.

Die Regierung versuchte hingegen eine 
Stimmung der nationalen Einheit und 
des nationalen Zusammenhalts zu be-
schwören. Während wir gegen jegliche 
Spaltung der Gesellschaft nach Religion 
oder Herkunft auftreten, kann es für uns 
keine Einheit mit dem Kapital und seiner 
Regierung geben, die die kapitalistische 
Ausbeutung und die imperialistische Ab-
hängigkeit aufrecht erhält und täglich für 
den Tod von Menschen im Mittelmeer 
verantwortlich ist. Insbesondere im Zuge 
des verheerende (Nicht-)Management 
der Coronavirus-Pandemie und den 
kürzlich verschärften Beschränkungen 
kam ihr der Anschlag vermutlich durch-
aus gelegen, um von ihrem Versagen ab-

zulenken. Gleichzeitig ist offensichtlich, 
dass von Seiten der Regierung, insbeson-
dere von Innenminister Nehammer die 
Situation genutzt wird, um weitere Ein-
griffe in demokratische Freiheiten um-
zusetzen. Die Regierung hat schon den 
Plan eines einschneidenden „Antiterror-
pakets“ präsentiert. Von Seiten der EU 
wurde kürzlich schon angekündigt, dass 
in Zukunft verschlüsselte Kommunika-
tion verunmöglicht werden soll, indem 
Plattformanbieter wie WhatsApp, Signal 
oder Telegram dazu gezwungen werden 
sollen, sogenannte Generalschlüssel zur 
Verfügung zu stellen, die den Zugang zu 
verschlüsselter Kommunikation für die 
Geheimdienste sicherstellen sollen. Au-
ßerdem wurden in Wien zwei Moscheen 
geschlossen, in denen der Attentäter ver-
kehrte und sich angeblich radikalisiert 
habe, allerdings unter Bezugnahme die 
totalitär anmutender Forderung aus dem 
diskriminierenden Islamgesetz nach ei-
ner „positiven Grundeinstellung gegen-
über Gesellschaft und Staat“. 

Neben den rassistischen Vorstößen und 
diesen reaktionären Gesetzesvorschlägen 
gab es aber in Wien auch eine Welle der 
Solidarität, des Antirassismus und der 
positiven Hervorhebung von migranti-
schen bzw. muslimischen Helfer*innen 
von Verwundeten. Diese klare Positio-
nierung weiter Teile der Bevölkerung, die 
genau nicht die Mehrheit der Muslim*in-
nen in Wien und in Österreich mit der 
Tat identifizieren, ist wichtig und richtig. 
Denn nicht nur ist es einfach falsch Mus-
lim*innen mit Terror zu identifizieren, 
es ist eben auch genau der Wunsch des 
IS durch seine Terroranschläge den Ras-
sismus gegenüber Muslim*innen zu ver-
stärken um leichter Anhänger*innen zu 
rekrutieren.

Behördliches Versagen

Schon kurze Zeit nach dem Anschlag 
musste die Story der Regierung und 
insbesondere von Innenminister Ne-
hammer, dass die Behörden so brillant 

SOLIDARITÄT UND KLASSENKAMPF 
STATT MEHR REPRESSION

TERRORANSCHLAG IN WIEN
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agiert hätten und dass der Angreifer das 
Deradikalisierungsprogramm perfide ge-
täuscht hätte, in Zweifel gezogen werden. 
Doch dazu noch kurz die Vorgeschichte. 
Der IS-Sympathisant hatte 2018 versucht 
über die Türkei nach Syrien einzureisen, 
wurde aber von der Türkei verhaftet und 
nach Österreich zurück gestellt. In Ös-
terreich wurde er wegen Mitgliedschaft 
in einer kriminellen und terroristischen 
Organisation zu 22 Monaten Haft ver-
urteilt. Er wurde Ende 2019 aus der Haft 
entlassen. Die Rufe, die jetzt laut werden 
und meinen, dass die frühzeitige Haftent-
lassung der zentrale Fehler gewesen wäre, 
verkennen dabei, dass er auch ohne dieser 
im Juli diesen Jahres regulär aus der Haft 
entlassen worden wäre.

Sehr bald nach dem Anschlag wurde dann 
bekannt, dass die Slowakei Österreich im 
Oktober gewarnt hatte, dass der Täter 
dort Munition kaufen wollte. Das Bun-
desamt für Verfassungsschutz und Ter-
rorismusbekämpfung (BVT) hatte aber 
mit diesen Informationen offensichtlich 
nichts getan und auch die zuständigen 
Personen aus dem Deradikalisierungs-
programm sowie die Justiz nicht infor-
miert. Zusätzlich dazu gab es auch schon 
im Juli eine Warnung an das Wiener Lan-
desamt für Verfassungsschutz und Terro-
rismusbekämpfung (LVT) von deutschen 
Behörden, die meldeten, dass der Wiener 

IS-Anhänger von amtsbekannten deut-
schen Kollegen besucht worden wäre. 
Von Innenminister Nehammer wurde 
das ganze auf Kommunikationsprobleme 
zurückgeführt, musste aber bald schwer-
wiegende Fehler eingestehen, die er aber 
nicht bei sich selbst sieht.

Mittlerweile scheint klar zu sein, dass die 
Polizeibehörden ein Vorgehen gegen den 
Attentäter wegen einer geplanten Razzia 
gegen die Musllimbruderschaft und Ha-
mas hintanstellten. Die Operation „Ram-
ses“ wurde eine Woche nach dem An-
schlag unter dem neuen Namen „Luxor“ 

durchgeführt. 930 Polizist*innen führten 
60 Hausdurchsungen durch, verhafteten 
kurzzeitig 30 Personen und beschlag-
nahmten Dokumente, elektronische Ge-
räte und mehrere Millionen Euro. Etliche 
Linke kritisieren nun in sozialen Medien, 
dass der Anschlag hätte verhindert wer-
den können und freuen sich über den 
scheinbaren Schlag gegen den Islamis-
mus. Dabei ist noch lange nicht klar ge-
gen wen sich diese Razzia genau gerichtet 
hat, aus welchen Gründen und ob es sich 
hier nicht vor allem um eine anti-musli-
mische Inszenierung handelt. Jedenfalls 
sollte klar sein, dass der bürgerliche Staat 
kein Verbündeter gegen den Dschihadis-
mus sein kann (mit dem die Muslimbrü-
der oder die Hamas auch nicht sonderlich 
viel zu tun haben). Denn erstens sichert 
er die kapitalistische und imperialistische 
Ausbeutung ab, welche der Nährboden 
für den Islamismus ist, zweitens, wird er 
alle rechtlichen, finanziellen und unter-
drückerischen Mittel im „Kampf gegen 
den Terror“ auch gegen die Arbeiter*in-
nenbewegung einsetzen, sollten diese 
die herrschenden Eigentumsverhältnisse 
bedrohen. Die derzeitige Debatte um das 
Behördenversagen ist keine Debatte über 
die prinzipielle Unfähigkeit des bürgerli-
chen Staates die Bevölkerung vor Terror 
zu schützen und darüber wie der westli-
che Imperialismus den Terror mitverur-
sacht, es ist eine Debatte die die Stärkung 

der staatlichen Repression vorbereitet, 
was Nehammer auch schon in Form einer 
Neuaufstellung des Verfassungsschut-
zes samt mehr Personal und Ressourcen 
schon angekündigt hat.

Demokratische Rechte

Die schwarz-grüne Regierung bereitet 
nun als Antwort auf den Terroranschlag 
ein „Antiterrorpaket“ vor. Damit möchte 
sie die rechtliche Handhabe gegen soge-
nannte Gefährder vergrößern, sprich ge-
gen Menschen, die radikalisiert sind, die 
aber nicht aufgrund einer Straftat oder 

konkreter Tatbegehungsgefahr wegge-
sperrt werden können. Die weitestgehen-
den Aspekte davon sind die Einführung 
einer präventiven „Sicherungshaft“, vor-
beugende elektronische Überwachung 
(z.B. über eine Fußfessel) und ein neuer 
Straftatbestand „Verbreitung des politi-
schen Islam“. Dabei ist die Sicherungs-
haft unter bürgerlichen „Expert*innen“ 
umstritten und selbst der Leiter der Jus-
tizanstalt Stein äußert sich skeptisch. 
Kritik bezieht sich auf die verfassungs-
rechtliche Zulässigkeit einer solchen Haft 
aufgrund abstrakter Gefährdung, auf die 
Unsinnigkeit das bestehende System des 
Maßnahmenvollzugs mit Terrorismus zu 
vermengen und auf die Notwendigkeit 
von Prävention und Resozialisation zur 
Deradikalisierung. Politisch wäre die Si-
cherungshaft jedenfalls eine Katastrophe, 
weil es dem Staat ermöglicht gegen poli-
tische Gegner*innen ohne Verurteilung 
aufgrund einer Straftat vorzugehen, sie 
wäre also ein Schritt in Richtung eines 
willkürlichen Polizeistaats, noch dazu 
scheint sie auf unbegrenzte Verlängerbar-
keit angedacht zu sein. Auch der Straftat-
bestand zum politischen Islam sollte von 
linker Seite klar zurückgewiesen werden. 
Während Marxist*innen zwar klar für die 
Trennung von Staat und Religion eintre-
ten und schon alleine deshalb (von ande-
ren reaktionären Inhalten abgesehen) den 
politischen Islam bekämpfen, ist der Vor-
stoß von der Regierung weder einer zur 
Durchsetzung des Säkularismus noch ei-
ner gegen den Dschihadismus. Er ist vor 
allem rassistisch und undemokratisch. 
Denn es gibt kein berechtigtes Argument 
warum religiöse Strömungen nicht auch 
politische Ansprüche haben dürften und 
wenn doch warum das nur den Islam 
trifft und nicht alle Religionen.

Fazit

Nach vielen anderen europäischen Län-
dern hat der dschihadistische Terror 
nun auch Österreich getroffen. Wie in 
den anderen Ländern auch ist die poli-
tische Auseinandersetzung damit eine 
wichtige Herausforderung für die Linke 
und die Arbeiter*innenbewegung. Die 
Antwort auf den Terror kann aber nicht 
ein allmächtiger Repressionsapparat des 
kapitalistischen Staates sein, der sich 
letztlich auch gegen die revolutionäre Ar-
beiter*innenbewegung richten wird. Die 
Antworten lauten antirassistischer Klas-
senkampf, internationale Solidarität und 
Anti-Imperialismus.		       

Politisch wäre die Sicherungshaft jedenfalls eine Kata-
strophe, weil es dem Staat ermöglicht gegen politische 
Gegner*innen ohne Verurteilung aufgrund einer Straf-
tat vorzugehen, sie wäre also ein Schritt in Richtung 
eines willkürlichen Polizeistaats, noch dazu scheint sie 
auf unbegrenzte Verlängerbarkeit angedacht zu sein. 
Auch der Straftatbestand zum politischen Islam sollte 
von linker Seite klar zurückgewiesen werden. 
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Aventina Holzer & Martin Suchanek

Seit Wochen gehen in Polen tausende De-
monstrantInnen auf die Straße. Auf ihren 
Schildern und Bannern ist zu lesen: „Sie 
haben Blut an ihren Roben“ und „Schützt 
die Frauen!“, „Verpisst Euch!“ und „Dies 
ist Krieg“. Der Grund für den anhaltenden 
Unmut ist eine von der Regierungspartei 
PiS (Prawo i Sprawiedliwość, dt.: Recht 
und Gerechtigkeit) eingeleitete Untersu-
chung des Abtreibungsgesetzes auf Verfas-
sungstreue. 

Am Donnerstag, den 22. Oktober, ent-
schied das Verfassungsgericht fast ein-
stimmig, dass Abtreibungen aufgrund 
von Fehlbildungen des Fötus dem von 
der Verfassung garantierten „Recht auf 
Leben“ widersprechen würden. Die frau-
enverachtende Entscheidung kam wenig 
überraschend. Bereits 2017 wurde Polen 
von der EU abgemahnt aufgrund der 
politischen Nähe der Verfassungsrich-
ter*innen zur Regierungspartei. Jetzt sind 
Abtreibungen nur noch möglich, wenn 
die Schwangerschaft aufgrund einer vor 
Gericht erwiesenen Vergewaltigung oder 
von Inzest eintritt oder das Leben der 
Mutter durch die Schwangerschaft oder 
Geburt ernsthaft bedroht wird.

Weitere Verschärfung

Die Situation ist sehr ernst. Polen hat mit 
der neuen Entscheidung eines der ohne-
hin schon restriktivsten Abtreibungsge-
setze Europas weiter verschärft. Schon 
seit Jahrzehnten werden bei einer Bevöl-
kerung von 38 Millionen höchstens 2.000 
Schwangerschaftsabbrüche legal durch-
geführt. Im Jahr 2019 wurden von den 
insgesamt 1.100 legalen Eingriffen 97 % 
aufgrund des jetzt verbotenen Grundes 
– Missbildung der Föten – durchgeführt.
Das 1993 erlassene Gesetz, das nun vom 
Verfassungsgericht weiter eingeschränkt 
wurde, zwang die große Mehrzahl al-
ler Frauen zur illegalen Abtreibung im 
Land, oder ins Ausland zu gehen. Die 
Zahl der Abtreibungen wird dabei auf 

durchschnittlich 140.000 pro Jahr ge-
zählt, manche gehen auch von 200.000 
aus. Dies zeigt einerseits, wie restriktiv 
die Gesetzeslage ohnedies schon war und 
wie eng sie ausgelegt wurde. 

Viele Betroffene berichten, dass ihnen 
auch nach Nachweisen von gesetzlich 
legitimen Gründen die Abtreibung ver-
wehrt wurde. Andererseits zeigen die 
Zahlen auf, dass ungewollte Schwanger-
schaften nicht unbedingt weniger wer-
den, sondern diese Schwangeren nur in 
die Illegalität gedrängt werden. Wie die 
Situation jetzt aussieht, müssen Schwan-
gere, die einen Abbruch vornehmen wol-
len, aus eigener Tasche einen Auslands-
aufenthalt mit dort vorgenommener 
Abtreibung zahlen oder sich auf illegale 
bzw. sogar selbst durchgeführte medizi-
nische Eingriffe einlassen, die nicht nur 
rechtliche Konsequenzen nach sich zie-
hen können, sondern auch die Gesund-
heit und das Leben von Frauen bedrohen.

Auch wenn klar gegen diese drastische 
Verschlechterung aufgestanden werden 
muss, so muss man aber auch für viel 
mehr kämpfen. Es kann nicht sein, dass 
die Selbstbestimmung über den eigenen 
Körper durch veraltete Dogmen über-
schattet wird. Schwangerschaftsabbruch 
muss aus egal welchem Grund möglich 
sein und die Kosten müssen vom Staat 
übernommen werden. Hier handelt es 
sich um medizinische Versorgung, auf 
die jede Frau ein Anrecht haben sollte. 
Wenn ein Staat ungewollte Schwanger-
schaften vermeiden möchte, so braucht 
es kein Verbotsgesetz, sondern Informa-
tion, gratis Verhütungsmittel und gute 
Sexualaufklärung an Schulen, die mehr 
als zwei Geschlechter und eine Sexualität 
bespricht.

Rechtsruck

Neben diesem Schlag ins Gesicht, den 
der neue Verfassungsentscheid darstellt, 
zeigen andere Maßnahmen, die durch 
die PiS angestoßen wurden, dass die Par-

tei nicht nur frauenfeindlich ist, sondern 
aktiv gegen alle Unterdrückten Politik 
macht. Die Partei, die sich für „kirch-
liche“ Werte einsetzt, sticht durch eine 
Verklärung der eigenen Geschichte hin 
zu einem nationalistischen Ideal und 
der Verneinung von Sexualitäten und 
Geschlechtsidentitäten, die nicht in ihre 
Norm passen, heraus.

Diese aggressive reaktionäre Politik ent-
spricht dem rechtspopulistischen Cha-
rakter der gegenwärtigen Regierung. 
Mit dem faktischen Totalverbot von 
Abtreibungen geht es auch darum, eine 
reaktionäre, kleinbürgerliche Massenba-
sis bei der Stange zu halten und gegen 
eine angebliche Bedrohung von außen 
zu mobilisieren. Nationalismus und vor 
allem der Katholizismus bilden hierfür 
die ideologischen Anknüpfungspunkte, 
um hinter der bürgerlichen Regierung 
und dem Gericht eine klassenmäßig he-
terogene Anhänger*innenschaft – von 
der eigentlichen Elite und Staatsführung 
bis zu kleinbürgerlichen Schichten und 
rückständigen ArbeiterInnen in Stadt 
und Land – zu sammeln. Daher finden 
sich im Schlepptau von Kirche und PiS 
auch die extrem nationalistischen und 
faschistischen Kräfte unter den Abtrei-
bungsgegner*innen, die seit Jahren sexu-
ell Unterdrückte und deren Aktionen an-
greifen – geduldet oder gar ermutigt von 
Polizei und Kirche.

Der reaktionäre Angriff auf die Rechte 
der Frauen wird als Kampf gegen eine 
angebliche kosmopolitische, vom „Gen-
derwahn“ erfasste Elite inszeniert. Dabei 
trifft er in Wirklichkeit vor allem die ar-
beitenden Frauen, die Lohnabhängigen 
wie auch armen Bäuerinnen.

Die Proteste spitzen sich zunehmend zu. 
Seit Montag, den 26. Oktober, wurden in 
Warschau Blockaden errichtet. Für die 
nächsten Wochen wird mit Streiks ge-
droht, sollte das Verfassungsgericht (de-
ren Entscheid nebenbei erwähnt gerade 
auch juristisch angezweifelt wird) nicht 
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nachgeben. Mit Letzterem ist sicher nicht 
zu rechnen. Im Gegenteil, die polnische 
bürgerliche und rechtspopulistische Re-
aktion hat die Einschränkung des Ab-
treibungsrechts zu einer Kernfrage ihrer 
Politik gemacht. Der PiS-Vorsitzende 
Jarosław Kaczyński und eigentliche Strip-
penzieher der polnischen Innenpolitik 
rief seine AnhängerInnen am 29. Okto-
ber zur Verteidigung der Kirchen und der 
Gesetzesverschärfung um „jeden Preis“ 
auf: „Lasst uns Polen verteidigen, den Pa-
triotismus verteidigen und Entschlossen-
heit und Mut zeigen. Nur dann können 
wir den Krieg gewinnen, der direkt von 
unseren Gegnern erklärt wurde.“

Diese Drohung, diese Kriegsrhetorik in 
Trump’scher Manier müssen wir ernst 
nehmen. Freiwillig werden das Gericht 
und die Regierung die Verschärfungen 
nicht zurücknehmen, geschweige denn 
das Recht auf Abtreibung zugestehen. 
Diese Konfrontation mit der Reaktion 
kann nur mit den Mitteln des Klassen-
kampfes, nur durch radikale Protestakti-
onen, Massenmobilisierungen und politi-
sche Streiks gewonnen werden.

Potential nutzen

Die Chancen stehen dabei nicht so 
schlecht. Laut Umfragen lehnen fast 70 
% der polnischen Bevölkerung nicht 
nur die Gesetzesverschärfungen ab, son-
dern stimmen auch der Aussage zu, dass 
Frauen selbst das Recht haben sollten zu 
entscheiden, ob sie eine Schwangerschaft 
abbrechen. 

Die Dynamik und das Potential der Be-
wegung in Polen zeigen sich auch auf der 
Straße und bei den Aktionen. Am 26. 
Oktober fanden Blockaden, Demonstra-
tionen, Kundgebungen in über 150 Städ-
ten und Gemeinden in Polen und Europa 
statt.

Am Mittwoch, den 28. Oktober, wur-
de zum landesweiten Streik aufgerufen 
und zu zahlreichen anderen Aktionen. 
Diese finden auch bei Lohnabhängigen 
und kleineren Basisgewerkschaften wie 
der Inicjatywa Pracownicza (IP = Arbei-
terInnen-Initiative) Anklang. Entschei-

dend wird jedoch sein, ob es gelingt, den 
Streik und die Protestbewegung in den 
Betrieben zu verankern. Alle regierungs-
kritischen Gewerkschaften, insbeson-
dere auch die OPZZ, müssen offen für 
den Kampf eintreten und ihre Mitglieder 
mobilisieren. In den Betrieben und Büro 
sollten Versammlungen organisiert wer-
den, um die Arbeitsniederlegung zu or-
ganisieren und Streikkomitees zu wählen.

Die Frage des Einretens für die Rechte 
der Frauen und vor allem der Arbeite-
rinnen bedeutet in den Betrieben und 
in der Arbeiter*innenklasse zugleich 
auch einen Kampf, Lohnabhängige von 
den Gewerkschaften zu brechen, die die 
PiS unterstützen und für eine einheit-
liche Gewerkschaftsbewegung unab-
hängig von allen bürgerlichen Parteien  
einzutreten.

Die unverhohlene Kriegsdrohung Kaczy-
ńskis bedeutet auch, dass die Frauenbe-
wegung und alle, die auf die Straße gehen 
oder streiken, mit Angriffen durch rechte, 
nationalistische und sexistische Kräfte 
sowie Provokationen durch die Polizei 
rechnen müssen. Sie müssen ihre demo-
kratischen Rechte auch gegen etwaige 
Demonstrations- und Streikverbote unter 
dem Vorwand des Pandemieschutzes ver-
teidigen. Es braucht daher eine von unten 
organisierte und landesweit koordinier-
te Bewegung, die sich auf Streik- und 
Aktionskomitees der Demonstrationen 
und Kundgebungen stützt, sowie koordi-
nierte Selbstverteidigungsstrukturen zur  
Abwehr drohender rechter Angriffe.

Neue Entwicklungen

Die Regierung hat aufgrund des anhal-
tenden Druckes und des unglaublichen 
Mobilisierungspotenzials der streikbe-
reiten Bevölkerung einen erstmaligen 
Rückzieher gemacht. Das Urteil ist erst 
rechtskräftig nachdem die Regierung den 
Entscheid offiziell verlautbart hat – was 
sie nun aufgeschoben hat. Offensichtlich 
ist der Plan, die Pandemie zu nutzen, um 
strittige Punkte durchzubringen, nicht so 
einfach aufgegangen. Selbst Staatspräsi-
dent Andrzej Duda lenkt mit Kompro-
missvorschlägen ein.

Die Regierung hat offensichtlich Angst 
vor den Protesten und ihrem Potenzial. 
Man sieht auch, dass die Zustimmung der 
PiS seit dem Entscheid zu Abtreibung um 
10% gefallen ist. Um zeitgleich ihre politi-
sche Popularität zu wahren und den Pro-
testen den Wind aus den Segeln nehmen 
zu können, wird der Faktor Zeit genutzt 
um einen „Kompromiss“ auszuarbeiten 
bzw. in Aussicht zu stellen, der weiterhin 
gewisse Ausnahmen möglich machen 
soll. Egal ob das leere Versprechen oder 
ernste Überlegungen sind, bleibt der Zu-
stand unaushaltbar – die Bewegung muss 
weiter gehen und noch viel mehr fordern 
als bloß „keine weiteren Verschlechte-
rungen“. Es braucht freien Zugang zu 
Schwangerschaftsabbrüchen ohne Kom-
promisse.

Internationale Solidarität

Die Bewegung in Polen bedarf auch un-
serer internationalen Solidarität. Im 
Kampf für das Abtreibungsrecht dürfen 
wir uns auf die EU und die „demokrati-
schen“ Staaten Westeuropas nicht verlas-
sen. Merkel und von der Leyen werden 
für das Abtreibungsrecht, das ohnedies 
nicht hoch auf ihrer Agenda steht, keinen 
weiteren Konflikt vom Zaun brechen. Die 
Zustimmung der polnischen Regierung 
zur EU-Krisenpolitik ist ihnen tausend 
Mal wichtiger als die Zukunft der polni-
schen Frauen.

Die wirklichen Verbündeten sind die 
Menschen, die in vielen Ländern Euro-
pas, in Deutschland, Österreich, Irland, 
Frankreich, Italien und einigen mehr an 
Solidaritätsdemonstrationen und Kund-
gebungen teilnahmen, um auch von au-
ßen Druck auf die polnische Regierung 
auszuüben. Betroffen sind einige – ge-
meint sind wir alle. Wir lassen uns das 
Selbstbestimmungsrecht auf den eigenen 
Körper nicht nehmen – in Solidarität mit 
den Frauen in Polen und voller Unterstüt-
zung für ihren geplanten Streik, der hof-
fentlich trotz der Ablenkungstaktik der 
Regierung, umgesetzt werden kann. Die 
Gefahr ist noch lange nicht besiegt und 
deswegen müssen auch die Proteste wei-
tergehen.			        

Die Bewegung in Polen bedarf auch unserer internati-
onalen Solidarität. Im Kampf für das Abtreibungsrecht 
dürfen wir uns auf die EU und die „demokratischen“ 
Staaten Westeuropas nicht verlassen.
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NIEDERLAGE DES 
PUTSCHES VON 2019

DIE WAHLEN IN BOLIVIEN

Liga Socialista (Brasilien)

Ein Jahr, nachdem sie den bolivianischen 
Präsidenten Evo Morales gestürzt hatten, 
haben die rechten und rechtsextremen 
Parteien, die den Putsch mit Unterstüt-
zung und Ermutigung des Weißen Hau-
ses und der Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS) organisiert und angeführt 
hatten, eine verheerende Wahlniederlage 
erlitten. Ihre usurpierende Präsidentin, 
Jeanine Áñez, die Mitte September als 
Kandidatin zurücktrat, musste nachgeben. 
Sie muss sich nun wegen der Tötung von 
30 Menschen während des Putsches im 
vergangenen Jahr, insbesondere der Mas-
saker in Senkata, Sacaba und Yapacaní, 
verantworten.

Wahlergebnis

Nach Wahlschluss am Donnerstag, dem 
22. Oktober, wurden Luis Arce und Da-
vid Choquehuanca Céspedes von der 
Movimiento al Socialismo (MAS; Bewe-
gung zum Sozialismus) im ersten Wahl-
gang mit 55,1 Prozent der Stimmen für 
gewählt erklärt. Carlos Mesa von der 
konservativen Comunidad Ciudadana 
(Bürgergemeinschaft) lag mit 28,83 Pro-
zent auf dem zweiten und Luis Fernan-
do Camacho, Kandidat der ultrarechten 
Creemos (Wir glauben) mit 14 Prozent 
auf dem dritten Platz.

Die MAS hat nun den Vorsitz und eine 
klare Mehrheit sowohl im Senat als auch 
im Repräsentantenhaus. Dieser Sieg der 
Linken wird von den Volkskräften in 
ganz Lateinamerika begrüßt werden, wo 
die Rechte in den letzten Jahren in der 
Offensive war.

Die Spaltungen zwischen der rechtskon-
servativen Comunidad Ciudadana und 
der rechtsextremen Creemos trugen 
zum Ausmaß der Niederlage bei. Letz-
teres ist ein klerikales, rechtsextremes 
Bündnis mit Sitz im südlichen Depar-
tamento Santa Cruz, das von der Unión 
Juvenil Cruceñista (UJC; Jugendunion 

von Santa Cruz) unterstützt wird, einer 
faschistischen Bewegung, die in Ter-
roranschläge auf Volksaktivist*innen  
verwickelt ist.

Weitere wichtige Faktoren waren der cha-
otische Umgang von Áñez und ihrer Re-
gierung mit der Coronavirus-Pandemie 
und der Wirtschaftskrise, ihre Sparpo-
litik, die Privatisierung von Gesundheit, 
Bildung und natürlichen Ressourcen so-
wie ihre Angriffe auf die Rechte der indi-
genen Mehrheitsbevölkerung Boliviens. 
Nicht zuletzt war es der seit einem Jahr 
anhaltende Volkswiderstand, der erneut 
zum Sieg der linkspopulistischen MAS 
führte.

Für alle?

Bei folgender Erklärung des designierten 
MAS-Präsidenten Luis Arce sollten die 
Alarmglocken läuten: „Wir werden für 
alle Bolivianer*innen regieren und eine 
Regierung der nationalen Einheit errich-
ten.“ Dies ist die typische reformistische 
Sehnsucht nach Klassenzusammenarbeit, 
aber es ist sehr unwahrscheinlich, dass 
die Rechte positiv darauf reagiert. Auf 
internationaler Ebene fühlten sich jedoch 
alle Kräfte, die den Staatsstreich unter-
stützten, einschließlich der OAS, des 
Weißen Hauses und der Europäischen 
Union, verpflichtet, Arce zu gratulieren. 
Sogar Trump antwortete mit den Worten: 
„Wir hoffen, in unserem gemeinsamen 
Interesse arbeiten zu können.“

Laut G1-Globo versuchte der General-
sekretär der OAS, Luis Almagro, sich 
mit dem Argument zu rechtfertigen, 
dass es keine Ähnlichkeiten zwischen 
diesen und den 2019 annullierten Wah-
len gebe. „Es gibt keine Parallele, es 
ist nicht sehr klug, diese Parallele zu  
ziehen.“ 

Noch weniger schlau ist es, das Offen-
sichtliche zu leugnen, nämlich dass der 
Putsch auf einem zynischen Betrug be-
ruhte und zu Dutzenden von Toten so-

wie zur Festnahme und Inhaftierung von 
Aktivist*innen der Volksbewegungen  
führte.

Niemand sollte jedoch vergessen, dass 
die Figuren, die den Putsch im Oktober 
2019 durchgeführt haben, nach wie vor 
die Armee, die Polizei, die Justiz und die 
Geheimdienste kontrollieren und ihre 
Verbindungen zum US-Militär und zum 
Weißen Haus intakt und wirksam sind.
Darüber hinaus ist die MAS als Vertei-
digung gegen die Kräfte des internati-
onalen Kapitals und des Imperialismus 
nicht zuverlässiger als vor 2019. Letztere 
scheinen gar zu hoffen, dass die Regie-
rung angesichts der Pandemie und der 
Wirtschaftskrise die sie unterstützenden 
Massen rasch enttäuscht und den Weg für 
eine weitere Machtübernahme durch die 
Rechte öffnet.

Die sozialen Kräfte, die Arbeiter*innen, 
armen Bauern und Bäuerinnen und in-
digenen Gemeinschaften, die den „Was-
serkrieg“ von 2000 und den „Gaskrieg“ 
von 2003 geführt und mobilisiert haben, 
um den Staatsstreich vom vergangenen 
Oktober zu stoppen, werden erneut mo-
bilisieren müssen, wenn die Kräfte der 
Reaktion entwaffnet und die Kompro-
misskräfte, die MAS-Führer*innen, dar-
an gehindert werden sollen, die reichhal-
tigen natürlichen Ressourcen des Landes, 
wie die riesigen Lithiumvorkommen, an 
die multinationalen Konzerne zu verkau-
fen, die das Land geplündert haben.

Der Putsch von 2019

Am 20. Oktober 2019 wurde bekannt ge-
geben, dass Evo Morales (MAS) für eine 
vierte Amtszeit als Präsident von Bolivien 
wiedergewählt wurde. Mit 47 Prozent der 
Stimmen und einem Vorsprung von mehr 
als 10 Prozent gegenüber dem zweitplat-
zierten Kandidaten Carlos Mesa, der 
36,51 Prozent der Stimmen auf sich ver-
einte, wurde Morales als direkt gewählt 
erklärt, da es nach dem bolivianischen 
Wahlgesetz keinen zweiten Wahlgang ge-
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ben muss, wenn ein/e Kandidat*in mehr 
als 40 Prozent der Stimmen erhält und 
einen Vorsprung von 10 Prozentpunkten 
oder mehr gegenüber dem*r nächsthöhe-
ren Kandidat*in einnimmt.

Verwirrung entstand auf Grund der Me-
thode der Stimmenauszählung in Boli-
vien, die eine schnelle vorläufige Aus-
zählung (TREP) auf der Grundlage von 
Auszählungslisten der einzelnen Depar-
tamentos vorsieht, auf die dann die offizi-
elle Auszählung jeder Stimme (cómputo) 
folgt. Nur letztere gilt als entscheidend. 
Obwohl auf Diskrepanzen hingewiesen 
und die vorläufige Auszählung gestoppt 
worden war, wurde Morales schließlich 
mit einem Vorsprung von 10 Prozent 
zum Sieger erklärt, wodurch die Notwen-
digkeit einer zweiten Runde vermieden 
werden konnte.

Sobald die rechte Opposition erkann-
te, dass ihre Niederlage unvermeidlich 
war, begann sie, den Vorwurf des Wahl-
betrugs zu erheben. Aus Protest mobili-
sierte sie tumultartige Demonstrationen 
und riefen ihre Anhänger*innen auf, 
auf der Straße zu bleiben, bis ein zwei-
ter Wahlgang zugestanden würde. Bald 
füllten riesige Gegendemonstrationen 
von MAS-Anhänger*innen die Straßen 
von La Paz und ein unbefristeter Gene-
ralstreik wurde ausgerufen. Angesichts 
der umstrittenen Auszählung und der 
kollidierenden Mobilisierungen gab die 
MAS-Regierung dem Druck nach und 
forderte eine externe Überprüfung der 
Wahl.

Die OAS erklärte am 23. Oktober, dass 
die beste Option die Durchführung der 
zweiten Runde sei. Auch die Europäische 
Union rief zu einer zweiten Runde auf. 
Am selben Tag erklärte Carlos Mesa, dass 
er die vom Obersten Wahlgericht (TSE) 
bekannt gegebenen Ergebnisse nicht an-
erkenne und kündigte die Bildung einer 
„Koordination zur Verteidigung der De-

mokratie“ an, um auf die Durchführung 
des zweiten Wahlgangs zu drängen.

Zuspitzung

Auf Grundlage der von der TSE veröf-
fentlichten Ergebnisse versuchte Morales, 
die immer radikaler werdenden Bewe-
gungen der Straße zu überstehen. Doch 
die Polizei, aber auch Teile der Streitkräf-
te sowie rassistische und rechte, funda-
mentalistische Kräfte schlossen sich den 
Putschist*innen an. Ihre Straßenaktionen 
wurden immer gewalttätiger, wobei auch 
Politiker*innen und ihre Angehörigen, 
die mit Evo in Verbindung standen, ent-
führt wurden. Dutzende von Menschen 
wurden in diesen Tagen getötet und ver-
wundet.

Wir kommen nicht umhin, auch auf die 
skandalöse Tatsache hinzuweisen, dass 
der Central Obrera Boliviana (COB; 
Dachverband der bolivianischen Ge-
werkschaften) den Putsch zunächst un-
terstützte. Am 10. November „trat“ Mo-
rales angesichts der Konfrontationen auf 
den Straßen und einer Meuterei von Po-
lizei und Streitkräften von der Präsident-
schaft zurück und floh mit seinem Vize-
präsidenten Álvaro García Linera außer 
Landes. Morales prangerte den Putsch 
aus seinem politischen Asyl in Mexiko, 
Kuba und schließlich Argentinien an.

Am 12. November erklärte sich Jeanine 
Añes auf einer Sitzung des Kongresses, 
der verfassungsgemäß nicht beschluss-
fähig war, zur Interimspräsidentin und 

versprach, den Frieden im Land wieder-
herzustellen und so bald wie möglich 
Neuwahlen auszurufen. Der Staatsstreich 
war vollendet.

Linera, ein ehemaliger Führer der Gueril-
labewegung Túpaq Katari in den 1990er 
Jahren, war auch Theoretiker der Regie-
rung Morales und Autor von „Soziolo-

gie sozialer Bewegungen in Bolivien“ 
(2005). In verschiedenen Artikeln hat er 
Gramscis „Stellungskrieg“, d. h. instituti-
onelle Reformen, im Gegensatz zu einem 
„Manöverkrieg“, d.  h. einer Revolution, 
benutzt, um zu argumentieren, dass der 
Aufbau eines „Andenkapitalismus“ eine 
notwendige Vorstufe sei, die Jahrzehnte 
dauern könne, bevor der Sozialismus ein-
geführt werden könne.

Wichtig waren die Kultur-, Bildungs- und 
Wohlfahrtsreformen der MAS, die Erklä-
rung Boliviens als plurinationale Repu-
blik, die Gleichstellung der Wiphala mit 
der bolivianischen Trikolore, die Aner-
kennung der Aymara, Quechua und an-
derer indigener Sprachen und Kulturen 
des Landes. Das Versäumnis, das Land 
der Gemeinden vor Öl- und Gasunter-
nehmen und Agrobusiness zu schützen, 
zerbrach jedoch das Bündnis, durch das 
die MAS an die Macht gekommen war. 
Gleichzeitig führte die Integration der 
indigenen Organisationen in die Regie-
rungsinstitutionen zu ihrer Bürokratisie-
rung und zur Entwicklung einer Elite, die 
Evo im entscheidenden Moment verließ.

Widerstand der Basis

Schließlich beschränkten sich die bolivi-
anische Elite und ihre US-Berater*innen 
nicht auf einen „Stellungskrieg“, son-
dern „manövrierten“ Morales und Line-
ra erfolgreich ins Exil. Diese wiederum 
überließen ihre Anhänger*innen der 
zärtlichen Gnade der Generäle, Polizei-
chef*innen und Faschist*innen.

Während die einfachen Mitglieder der 
MAS und die Volksversammlungen in 
vielen Städten, insbesondere in El Alto, 
heldenhaft Widerstand leisteten und 
schwere Verluste erlitten, ließen die 
Flucht der MAS-Führer und der Rück-
zug der MAS-Parlamentarier*innen die 
Bewegung ohne zentrale Führung zu-
rück. Dies war wirklich eine Schande. 
Von ihren heutigen Nachfolger*innen in 
einer künftigen Krise etwas Besseres zu 
erwarten, wäre der Gipfel der Torheit. 
Während der Wahl distanzierte sich Luis 
Arce wiederholt von Morales nach rechts 
und verfolgte als Wirtschaftsminister in 
dessen Regierung eine offen prokapita-
listische Politik. Es gibt keinen Grund zu 
der Annahme, dass er seine Haltung ge-
ändert hat.

Der Widerstand hörte jedoch nicht auf, 
trotz der Repression durch rechtsextre-

Der Widerstand hörte jedoch nicht auf, trotz der Re-
pression durch rechtsextreme Banden, der Coronavi-
rus-Pandemie und der wirtschaftlichen Verwerfungen 
des Landes. Im August, als der Oberste Gerichtshof die 
am 8. September fälligen Wahlen verzögerte, zeigte eine 
Welle von Streiks, Straßenblockaden und Demonstrati-
onen der herrschenden Klasse, dass die Arbeiter*innen 
und die indigenen Massen die wiederholten Verschie-
bungen nicht tolerieren würden.
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me Banden, der Coronavirus-Pandemie 
und der wirtschaftlichen Verwerfungen 
des Landes. Im August, als der Oberste 
Gerichtshof die am 8. September fälli-
gen Wahlen verzögerte, zeigte eine Welle 
von Streiks, Straßenblockaden und De-
monstrationen der herrschenden Klasse, 
dass die Arbeiter*innen und die indige-
nen Massen die wiederholten Verschie-
bungen nicht tolerieren würden. Dieser 
Druck sowie die internen Konflikte der 
Regierung machten Wahlen im Oktober 
unvermeidlich. Es war also der Klassen-
kampf, der die Wiederherstellung der 
formalen Demokratie sicherte. Um sie 
Wirklichkeit werden zu lassen, bedarf es 
mehr demokratisch organisierter Mas-
senmobilisierungen, für die Bolivien zu 
Recht berühmt ist.

Wohin treibt Bolivien?

Dieser Sieg stellt weit mehr als einen 
Wahlsieg für die Politiker*innen der MAS 
dar. Vielmehr ist er das Ergebnis des Wi-
derstands der Arbeiter*innenklasse und 
der indigenen Bevölkerung, der die fort-
schrittlichen Kräfte in ganz Lateinameri-
ka ermutigen und stärken kann. Aber wir 
müssen uns immer daran erinnern, dass 
dies erst der Anfang dieser Bewegung ist 
und wir Sorge tragen müssen, damit sie 
nicht in einer Klassenversöhnung endet.
Nachdem der US-Imperialismus seine 
Vorherrschaft in Lateinamerika nach 
etwa einem Jahrzehnt des „Bolivarismus“ 
und „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ 
durch die Staatsstreiche in Paraguay, 
Ecuador, Brasilien und Bolivien wieder 
behauptet hat, wird der Sieg der MAS 
einen Widerstandskampf in diesen ande-
ren Ländern fördern. Die bolivianischen 
Werktätigen zeigten, wie man gewinnen 
kann: durch Generalstreiks und ande-
re Massenaktionen. Der Weg nach vorn 
führt über die Organisation und Mobi-
lisierung der Arbeiter*innenklasse, um 
revolutionäre Stürme auf dem gesamten 
amerikanischen Kontinent zu entfesseln.

Es ist jedoch klar, dass die Realität des 
Kapitalismus in der unterdrückten und 
ausgebeuteten halbkolonialen Welt nicht 
durch bürgerliche Wahlen geändert wer-
den kann. Wir müssen eine andere Stra-
tegie für die Arbeiter*innenklasse finden, 
die über Reformismus und Wahlkampf 
populistischer Parteien wie der MAS hi-
nausgeht. Während sie sich auf die Ar-
beiter*innen und die verarmten indige-
nen Gemeinschaften der Landlosen und 
Bauern*Bäuerinnen (Campesinos) ver-

lassen, um Wahlen zu gewinnen, fallen 
sie, sobald sie an der Macht sind, in den 
Orbit des Imperialismus und versuchen, 
als lokale Agent*innen für den nordame-
rikanischen, europäischen oder, in jüngs-
ter Zeit, chinesischen Imperialismus zu 
agieren.

Es stimmt, Morales und Linera haben 
den streitenden externen Mächten Zuge-
ständnisse abgerungen und waren in der 
Lage, bedeutende, wenn auch vorüber-
gehende Reformen durchzuführen. Wie 
jedoch der Putsch von 2019 gezeigt hat, 
wird dieses Taktieren um einen größeren 
Anteil an den Gewinnen aus Lithium, 
Kohlenwasserstoffen usw. Putsche und 
Wirtschaftsblockaden, wie sie Venezuela 
und Kuba auferlegt wurden, nicht verhin-
dern. Die Verbindung zwischen den arro-
ganten Milliardär*innen, die versuchen, 
sich Boliviens wertvollsten Bodenschatz 
Lithium anzueignen, wurde deutlich, 
als Elon Musk, Milliardär und Eigentü-
mer des Elektroautoherstellers Tesla, per 
Twitter auf Spekulationen über die Be-
teiligung der USA an dem Staatsstreich 
reagierte: „Wir werden putschen, wo wir 
wollen! Findet euch damit ab!“

Solidarität und Programm

Die Arbeiter*innenbewegung weltweit 
muss solche Eingriffe von außen anpran-
gern und mit der Forderung kontern, 
dass die Souveränität Boliviens respek-
tiert werden muss. *in Bolivien müssen 
die politischen Führer*innen des Staats-
streichs von 2019 sowie die Komman-
deur*innen von Polizei und Streitkräften, 
die Menschen verhaftet, gefoltert und ge-
tötet haben, bestraft werden. Dies ist kei-
ne Rache, es ist Gerechtigkeit!

Auch hier wird die Intervention der Mas-
sen erforderlich sein, nicht bloße Dekrete 
von Minister*innen oder Gesetze, die von 
Abgeordneten verabschiedet werden. Es 
wird Disziplinbrüche mit den „Gorillas“, 
die die einfachen Soldat*innen komman-
dieren, erfordern, mit demokratischen 
Rechten für letztere und bewaffneten Mi-
lizen für die Volksmassen. Kurz gesagt, 
das Land für Demokratie und für sozia-
listische Maßnahmen zur Befriedigung 
der Bedürfnisse der Massen bereit zu ma-
chen, bedeutet, den Repressionsapparat, 
den Staat der Grundbesitzer*innen und 
der kapitalistischen Elite zu zerschlagen.
Bolivien muss auch das Recht haben, alle 
internationalen, für seine Bevölkerung 
schädlichen Vereinbarungen zu überprü-

fen, die während der Putschregierung ge-
troffen wurden, welche keine Legitimität 
hatte, sie abzuschließen. Der Ausverkauf 
seines Reichtums, insbesondere von Gas 
und Lithium, muss rückgängig gemacht 
werden. Die indigenen Völker müssen 
auch für die Verluste, die ihnen während 
des Staatsstreichs von Präsidentin Jea-
nine Áñez entstanden sind, entschädigt 
werden.

Schließlich muss die bolivianische Bevöl-
kerung weiterhin mobilisiert und organi-
siert bleiben, um möglichen Reaktionen 
der rechten Putschist*innen, unterstützt 
vom Imperialismus, und sogar mögli-
chen Rückzügen der MAS-Regierung 
entgegenzutreten, die zu der bekannten 
Klassenversöhnung führen könnten.

Boliviens Arbeiter*innen und arme Bau-
ern*Bäuerinnen müssen eine interna-
tionalistische revolutionäre Partei mit 
einem Programm zum Sturz des Kapi-
talismus aufbauen. Eine Partei, die die 
Arbeiter*innenklasse organisiert und den 
revolutionären Prozess befördert, der sie 
von der kapitalistischen Sklaverei befreit 
und sie zur Macht eines neuen Staates, ei-
nes sozialistischen Staates, führt.

Die Arbeiter*innenklasse in ganz Latein-
amerika spürt die stärkenden Winde, die 
aus Bolivien und Chile wehen. Dies zeigt 
auch die dringende Notwendigkeit einer 
internationalen Organisation, die sie mit 
den Arbeiter*innen Nordamerikas, Euro-
pas und auch Chinas verbindet. Gemein-
sam können wir uns von den imperialis-
tischen Mächten und ihren Agent*innen, 
den korrupten und diktatorischen loka-
len Eliten befreien. Deshalb müssen wir 
den Aufbau einer Fünften Internationale 
und revolutionärer Parteien in jedem 
Land auf die Tagesordnung setzen. Ein 
wesentlicher Bestandteil ihrer Program-
me muss die Schaffung der Vereinigten 
Sozialistischen Republiken Lateinameri-
kas sein.				        
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MASSENBEWEGUNG ERZWINGT 
VERFASSUNGSKONVENT

CHILE

Chris Clough
(Red Flag, GB)

Im vergangenen Jahr haben die Massen 
in Chile einen heroischen Kampf gegen 
die herrschende Klasse geführt und sie ge-
zwungen, demokratische und wirtschaft-
liche Reformen zu gewähren, um die Be-
wegung zu besänftigen. Ein Jahr später, 
am 19. Oktober, kehrte das chilenische 
Volk auf die Straße zurück, um den Eli-
ten zu zeigen, dass die Bewegung weiter-
geht. Dann, am 25. Oktober, stimmte die 
Bevölkerung in einem von der Regierung 
zugestandenen Referendum mit überwälti-
gender Mehrheit für die Neufassung der al-
ten Verfassung durch die Einsetzung eines 
Verfassungskonvents mit 155 Bürger*in-
nen. Bei einer Wahlbeteiligung von 90  % 
stimmten fast 80 % für die Abschaffung der 
alten Verfassung von 1980, die von Chiles 
brutalem Diktator Augusto Pinochet ein-
geführt worden war.

2019: Als Chile „aufwachte“

Vor etwas mehr als einem Jahr pries die 
chilenische herrschende Klasse die Na-
tion als einen Leuchtturm der Stabilität 
und des Erfolgs an, da sie pro Kopf das 
reichste Land Südamerikas ist. Aber das 
war nicht das Chile, das die große Mehr-
heit der einfachen Menschen erlebte. 
Chile ist die ungleichste Nation Süd-
amerikas mit mehr als einem Drittel der 
Menschen, die in Städten leben, die unter 
extremer Armut leiden.

Ein kleiner Anstieg der U-Bahn-Tarife 
genügte, um das Pulverfass zu entzün-
den und das Land 2019 in wochenlangen 
Unruhen mit Riesendemonstrationen, 
zunehmenden Streiks und täglichen Zu-
sammenstößen mit den Sicherheitskräf-
ten zu überfluten. Chile erlebte einige 
seiner größten Demonstrationen aller 
Zeiten, und eine Streikbewegung von 
Berg- und   Hafenarbeiter*innen, LKW- 
und Busfahrer*innen nötigte die Ge-
werkschaftsführer*innen zu General-
streiks, die die zuvor unnachgiebige 

Regierung dazu zwangen, verzweifelt 
Reformen zur Rettung ihrer Verwaltung  
anzubieten.

Bevor die Regierung Reformen einräum-
te, hatte sie versucht, die Bewegung zu un-
terdrücken und zu besiegen. Sie setzte die 
Polizei in großer Zahl ein und entfesselte 
die verhassten nationalen Sicherheits-
kräfte, die Carabineros, um die Demons-
trant*innen zu terrorisieren. Schließlich 

schickte sie sogar zum ersten Mal seit der 
Diktatur das Militär auf die Straße. Das 
Ergebnis waren 30 Tote, Hunderte von 
Erblindeten und Schwerverletzten und 
Tausende von Verhafteten, von denen 
2.500 sechs Monate später immer noch 
im Gefängnis sitzen würden.

Selbst diese Repression brachte die Mas-
sen nicht zum Schweigen, die Demonst-
rationen wurden zunehmend militanter. 
Die Protestierenden setzten einfallsrei-
che Methoden zur Bekämpfung der mi-
litarisierten Bereitschaftspolizei ein, wie 
z.  B. den massenhaften Einsatz von La-
serpointern, um den Einsatz von Sturm-
helmen, gepanzerten Fahrzeugen und 
Hubschraubern zu verhindern. Noch 
bedeutsamer war, dass die wachsende 
Streikwelle und, parallel dazu, die Anfän-
ge einer populären Arbeiter*innendemo-
kratie, die sich in Basisversammlungen 
zur Koordinierung der Bewegung for-
mierte, die Regierung in Panik versetzten 
und sie zwangen, zu akzeptieren, dass 
die Bewegung nicht unterdrückt werden  
konnte.

Als nächstes bot die rechte Regierung 
des Milliardärs Sebastián Piñera wich-
tige Wirtschaftsreformen an, darunter 
eine Erhöhung der Löhne, der Steuern 
für Reiche und eine Anhebung der mi-
serabel niedrigen Renten. Doch auch 
das reichte nicht aus: Der Generalstreik 
eskalierte und forderte den Sturz der Re-
gierung. Schließlich schlossen sich die 
herrschende Klasse und die politischen 
Parteien (einschließlich der wichtigs-

ten Parteien, die behaupten, die Arbei-
ter*innenklasse zu vertreten, wie Frente 
Amplio [Breite Front] und die Kommu-
nistische Partei) zusammen und boten 
einen Ausweg an, indem sie versuchten, 
die Bewegung auf die Forderung nach 
einer verfassunggebenden Versammlung 
zur Neuerarbeitung der Verfassung zu  
beschränken.

Nach diesen Zugeständnissen und nach 
wochenlanger Repression gingen die 
Demonstrationen weiter, allerdings in 
geringerem Umfang. Als die Pandemie 
zuschlug, verstummte die Bewegung 
weitgehend. Die herrschende Klasse at-
mete zweifellos zögerlich auf. Doch diese 
Atempause war nur von kurzer Dauer, 
da die Pandemie in die Wirtschaftskrise 
mündete und gleichzeitig die Ungleich-
heiten und Unzulänglichkeiten des Ge-
sundheitswesens und des Kapitalismus 
im Allgemeinen aufdeckte, wodurch 
sich die Bedingungen, die die anfäng-
liche Rebellion ausgelöst hatten, noch  
verschärften.

Selbst diese Repression brachte die Massen nicht zum 
Schweigen, die Demonstrationen wurden zunehmend 
militanter. Die Protestierenden setzten einfallsreiche 
Methoden zur Bekämpfung der militarisierten Bereit-
schaftspolizei ein, wie z.  B. den massenhaften Einsatz 
von Laserpointern, um den Einsatz von Sturmhelmen, 
gepanzerten Fahrzeugen und Hubschraubern zu ver-
hindern.

“
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Über die verfassungsgebende  
Versammlung hinaus

In einem Land mit 19 Millionen Einwoh-
ner*innen hat das Coronavirus 18.000 
Menschen getötet, darunter über 3.500, 
die keine medizinische Behandlung er-
hielten. Daneben hat die Armut ein seit 
der wirtschaftlichen Depression Anfang 
der 1980er Jahre nicht mehr gekanntes 
Niveau erreicht, und rund ein Drittel der 
Bevölkerung ist arbeitslos oder unter-
beschäftigt. Es überrascht daher nicht, 

dass Streiks und Proteste, auch von der 
indigenen Mapuche-Bevölkerung, in den 
letzten Monaten wieder zugenommen 
haben. Die Regierung versuchte, diese zu 
zerschlagen, unterstützt durch repressive 
Gesetze (z. B. die Mobilisierung des Mili-
tärs ohne Verhängung des Kriegsrechts), 
die sie in den dazwischen liegenden 
Monaten mit Unterstützung politischer 
Parteien, darunter Frente Amplio, vor-
bereitet hatte. Doch dies, einschließlich 
der vielfach publik gemachten kranken-
hausreifen „Behandlung“ des 16-jährigen 
Anthony Araya durch die Polizei, hat das 
Feuer nur noch weiter angefacht, was 
zu der massiven Beteiligung an der De-
monstration am 19. Oktober führte.

Die Fortführung der Bewegung, sowohl 
auf den Straßen als auch in den Betrie-
ben, an Schulen und Universitäten, ist 
unabdingbar, wenn sie eine dauerhafte 
Veränderung bewirken soll. Der Sieg des 
Referendums über die Einsetzung eines 
Verfassungskonvents ist zweifellos ein 
Schritt in die richtige Richtung, der die 
herrschenden Klasse zwingt, ein großes 
demokratisches Zugeständnis zu machen. 
Alleine stellt er jedoch eine Sackgasse dar. 
Der Prozess ist voller Fallstricke und Hin-
dernisse, die seine Wirksamkeit, den Wil-
len des Volkes wirklich zu repräsentieren, 
dämpfen sollen. Er basiert auf demselben 
undemokratischen Wahlprozess wie die 
Parlamentswahlen. Es handelt sich um 
einen langsamen Prozess (der bereits ver-
schoben wurde), der sich frühestens bis 

2022 in die Länge ziehen soll, aber, was 
noch wichtiger ist, er ist gefesselt von ei-
ner Politik, die nur Entscheidungen mit 
2/3-Mehrheit zulässt, eine Regel, die sei-
nen Radikalismus abstumpfen wird.

Noch grundlegender ist, dass selbst ein so 
demokratisches Gremium wie ein verfas-
sungsgebender Konvent oder eine solche 
Versammlung innerhalb der Grenzen 
des undemokratischen kapitalistischen 
Systems existiert. Ein System, das von ei-
ner winzigen Gruppe Reicher dominiert 

wird (die obersten 1 % besitzen 26 % des 
Reichtums), die durch ihre Ausbeutung 
der Bevölkerung über den gesamten Be-
sitzstand und die wirtschaftliche Macht 
der Gesellschaft verfügen und diese ge-
nutzt haben, um einen mächtigen Staat 
aufzubauen, der ihren Interessen dient 
und ihren Willen durch eine brutale Po-
lizei und militärische Hierarchie durch-
setzt.

Sozialist*innen sollten sich auf jeden Fall 
für eine möglichst radikale neue Verfas-
sung einsetzen und für die Anerkennung 
der Rechte der indigenen Völker, die ent-
schädigungslose Enteignung der Großin-
dustrie, Landbesitzrechte derer, die den 
Boden bewirtschaften, und die Auflösung 
der Polizei und ihre Ersetzung durch de-
mokratische Milizen, die aus Werktätigen 
bestehen, kämpfen. Aber jede Illusion, 
dass eine Konvention diese Forderungen 
durchsetzen kann, geschweige denn zu 
erwarten, dass eine kapitalistische Re-
gierung sie umsetzt, wäre ein tödlicher 
Fehler.

Jeder Versuch, solch radikale Maßnah-
men durchzusetzen, wird von der herr-
schenden Klasse und ihrem Staat mit 
Sabotage und schließlich mit Gewalt 
beantwortet werden. Dies ist die über-
wältigende Lehre aus den Erfahrungen 
der 1970er Jahre in Chile. Damals wur-
de Salvador Allende, ein selbsternannter 
Marxist, zum Präsidenten des Landes 
gewählt, und dennoch wurde seine ge-

samte Verwaltung von der herrschenden 
Klasse Chiles, unterstützt von ihren im-
perialistischen Herr*innen im Ausland, 
angegriffen, gestört und sabotiert. Als es 
nicht gelang, die Bewegung zu zerschla-
gen, unterstützten sie einen Putsch unter 
Führung des brutalen Generals Pino-
chet (Allendes eigener Verteidigungs-
minister), der die Revolution in Blut  
ertränkte.

Die Lehren aus der Vergangenheit dür-
fen nicht vergessen werden. Der Verfas-
sungskonvent kann eine Plattform bieten, 
um Ideen, wie das neue Chile aussehen 
sollte, zu popularisieren, aber der einzi-
ge Weg, die notwendigen Veränderun-
gen vorzunehmen, um der Mehrheit der 
Menschen in Chile ein würdiges Leben 
zu ermöglichen, ist letztlich eine Revolu-
tion. Dazu ist es notwendig, vor den Ge-
fahren zu warnen, die mit dem Vertrauen 
in den demokratischen guten Willen der 
herrschenden Klasse verbunden sind. 
Stattdessen muss unter den Massen eine 
eigenständige und gegen den Kapitalis-
mus   gerichtete Demokratie aufgebaut 
werden, wie sie sich während der Proteste 
im vergangenen Jahr herausgebildet hat.
Diese Demokratie, die sich aus Massen-
versammlungen der Arbeiter*innen-
klasse, der Armen und der einfachen 
Soldat*innen zusammensetzt und in den 
Arbeitsplätzen, Schulen und Stadtvier-
teln verwurzelt ist, kann als eigenstän-
diger Machtpol fungieren, der um die 
Herrschaft kämpft, die Bewegung auf die 
Werktätigen anderer Länder ausdehnt 
und die notwendigen Veränderungen 
herbeiführt, um den Kapitalismus und 
seine unvermeidlichen Symptome von 
Armut, Krieg, Ausbeutung und Unter-
drückung zu beenden.		       

Die Lehren aus der Vergangenheit dürfen nicht verges-
sen werden. Der Verfassungskonvent kann eine Platt-
form bieten, um Ideen, wie das neue Chile aussehen 
sollte, zu popularisieren, aber der einzige Weg, die not-
wendigen Veränderungen vorzunehmen, um der Mehr-
heit der Menschen in Chile ein würdiges Leben zu er-
möglichen, ist letztlich eine Revolution.

“
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DEN BOSSEN DIE SCHÄRFSTE 
DROHUNG NEHMEN

KÜNDIGUNGSVERBOT

Mo Sedlak

Im Wahlkampf malten Aktivist*innen der 
neuen Organisation LINKS metergroße 
Zahlen vor ausgewählte Konzernzent-
ralen: Dort wurde verglichen, wie viel 
Dividenden ausgeschüttet und wie viele 
Arbeiter*innen entlassen worden waren. 
In der öffentlichen Diskussion wird so et-
was immer wieder skandalisiert – zurecht. 
Das „Gesundstoßen“ an der Krise zeigt den 
unüberwindbaren Gegensatz zwischen 
Kapital und Arbeit, es ist somit eine ein-
dringliche Warnung vor jedem nationalen 
Schulterschluss mit den Bossen. 

Die Forderung nach einem Kündigungs-
verbot ist die richtige Antwort darauf, 
weil sie das Recht der Kapitalist*innen in 
Frage stellt, für Profite Existenzen zu zer-
stören. Sie kann der Ausgangspunkt für 
den Kampf um Arbeiter*innenkontrolle 
in Betrieb und Wirtschaft sein. Gleichzei-
tig gibt es aber auch die Gefahr mit einem 
„Kündigungsstopp“, teuer erkauft durch 
Staatshilfen, zeitweise Symptome zu lin-
dern damit die Ursachen nicht offen an-
gegriffen werden.

Kündigung heißt Existenzen  
zu zerstören

Den Arbeitsplatz zu verlieren bedeutet 
in Österreich fast immer echte Existen-
zängste. Das Arbeitslosengeld ist mit ei-
ner Ersatzrate von 55 % des letzten Ge-
halts besonders niedrig, in Europa sogar 
Schlusslicht. Ein Netto-Einkommensver-
lust von 45 % bedeutet für die allermeis-
ten Arbeiter*innen nicht, den Gürtel ein 
bisschen enger zu schnallen, sondern die 
Gefahr die Wohnung zu verlieren und 
aus dem gesellschaftlichen Leben ausge-
schlossen zu werden. Das heißt konkret 
in die Armut gedrängt zu werden: Laut 
ÖGB ist die durchschnittliche ALG-Aus-
zahlung 960 Euro im Monat, die Armuts-
grenze liegt bei über 1200 Euro. Auch 
deshalb sind Massenkündigungen einer 
der mächtigsten Drohungen der Kapita-
list*innen.

Eine Kündigung aus wirtschaftlichen 
Gründen bedeutet also, dass Arbeiter*in-
nen die Rechnung für Unternehmen be-
zahlen müssen – oft mit ihrer Existenz.
In Österreich ist es recht üblich, die-
se Drohung ohne große Subtilitäten in 
den Raum zu stellen: Wenn nicht diese 
Staatshilfe oder jene Senkung der Lohn-
nebenkosten kommt, dann müssen die 
Unternehmer*innen leider die Produkti-
on einstellen und die Existenzen von ein 
paar tausend Arbeiter*innen vernichten. 
Das gehört zum kapitalistischen Normal-
zustand, der sich in der Corona-Krise 
nochmal verschärft. 

So schreibt beispielsweise die Wirt-
schaftskammer in einer beliebigen Pres-
seaussendung aus dem Jahr 2002 „WKÖ-
Chef begrüßt aber Bekenntnis zu seriöser 
Vorbereitung der EU-Erweiterung: Nicht 
400.000 Jobs wackeln, aber Investitio-
nen könnten abwandern.“ 2013 klingt 
das kaum anders („Steuern senken und 
ein Abwandern der Industrie verhin-
dern, das fordert die WKO und schlägt 
Alarm.“), genau wie 2016: „Die Steuerpo-
litik muss der Standortattraktivität mehr 
Beachtung schenken und die Unterneh-
menssteuern niedriger setzen, um Pro-
duktion und Beschäftigung im Inland zu  
halten.“

„Reservearmee“ und 
Arbeiter*innenkontrolle

Die Kapitalist*innen mögen die Drohung 
der Existenzvernichtung, aber der Kapi-
talismus braucht auch eine gewisse Re-
serve an Erwerbslosen. Weil die Produk-
tion im Kapitalismus quasi militärisch 
organisiert ist, mit Befehlen und Kom-
mandoketten, hat Marx die Erwerbslosen 
als „Reservearmee“ bezeichnet. Dass der 
Kapitalismus eine Reserveamee braucht, 
bedeutet auch, dass die Schaffung des 
gesellschaftlichen Reichtums in diesem 
System notwendigerweise und immer auf 
das Elend eines Teils der Bevölkerung hi-
nausläuft.

Eine größere Anzahl an Menschen in der 
Hinterhand zu haben, die mehr oder we-
niger verzweifelt nach Lohnarbeit suchen, 
ist eine scharfe Waffe im Kampf gegen die 
Lohnforderungen von Arbeiter*innen. 
Die meisten Beschäftigten wissen, dass 
„ihre“ Ausbeuter*innen von ihrer Arbeit 
mehr haben als sie selbst, weil sie deren 
Profit erwirtschaften. Aber wer ersetzbar 
ist, kann sich schlechter wehren.

Die industrielle Reservearmee ist aber 
auch eine Waffe im Wettbewerb zwischen 
unterschiedlichen Kapitalist*innen. Un-
ternehmen sind ja nicht nur darauf aus, 
ihren Durchschnittsgewinn vor sich hin 
zu erwirtschaften und von hier nach da 
mal einen neuen Porsche für die Chefin 
anzuschaffen. Sie bekämpfen sich recht 
aktiv gegenseitig um Marktanteile und 
kostensparende Technologien. Ein Un-
ternehmen, das profitabler produziert als 
die Konkurrenz, wird versuchen diesen 
Vorteil in trockene Tücher zu bringen 
indem es rasch wächst – dafür braucht 
es aber auch eine Reserve an ausgebilde-
ten Arbeiter*innen. Marx nennt diesen 
Drang zum Wachstum – auf Kosten von 
Konkurrenz, Umwelt und Arbeiter*innen 
- den Akkumulationszwang des Kapitals.
Deshalb sind Erwerbslose auch Teil der 
Arbeiter*innenklasse, ihre Kämpfe und 
die der Lohnarbeitenden teilen sich das 
Ziel, die Macht der Unternehmen über 
ihren Lebensunterhalt zu brechen. Wo 
Arbeiter*innen mit und ohne Dienstver-
trag gegeneinander ausgespielt werden, 
gewinnen nur die Kapitalist*innen – eine 
klassische Spaltungsstrategie.

Notfallmaßnahme oder 
Machtanspruch?

Den Kapitalist*innen die freie Entschei-
dung über ihre Beschäftigungspolitik 
wegzunehmen bedeutet, ihre Macht ein-
zuschränken. Das ist an sich immer im 
Interesse der Arbeiter*innenklasse, auch 
wenn solche Erfolge im Kapitalismus 
nicht anhaltend sind. Das Kapital weiß 
den Staat und die Produktionsweise auf 
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seiner Seite und kann zeitweise Zuge-
ständnisse wieder zurückkämpfen. Das 
sieht man auch ganz gut an der fortschrei-
tenden Aushöhlung von Errungenschaf-
ten der Arbeiter*innen in Österreich, die 
mit der schrittweisen Aufkündigung der 
Sozialpartnerschaft einhergeht. Sich da-
rauf zu verlassen, dass der „soziale Frie-
den“ von den Unternehmer*innen ein-
gehalten wird, ist einer der historischen 
Fehler von Reformist*innen.

Die Forderung eines Kündigungsverbots 
setzt an einem brennenden Problem von 
Ausgebeuteten und Unterdrückten heute 
an. Sie ist gleichzeitig nicht unrealistisch. 
Gerade wenn der Staat einen großen Teil 
der Unternehmen mit Subventionen, 
Umsatzerstattung und Kurzarbeit am 
Leben erhält, kann er einer Forderung, 
keine Menschen auf die Straße zu setzen, 
ganz gut Nachdruck verleihen. 

Dass die schwarz-grüne Regierung das 
nicht tun wird, ist auch klar. Aber ein 
ausnahmsweises Aussetzen der üblichen 
kapitalistischen Freiheiten in der Krise 
ist auch für Bürgerliche nicht undenkbar. 
Wenn das auch noch als Bitte an die Un-
ternehmen formuliert wird, kommt oft 
der Begriff „Kündigungsstopp“, also ein 
zeitweisen Aussetzen, ins Spiel.

Solche Einschränkungen bringen auch 
nicht automatisch den Kapitalismus zu 
Fall. In Österreich ist es zum Beispiel seit 
einiger Zeit verboten, schwangere Men-
schen zu kündigen. Die Kapitalist*innen 
haben sich damit arrangiert. Deutlich 
weitgehender ist das System der „closed 
shops“ (geschlossene Arbeitsplätze) in 
den USA, wo die Gewerkschaft entschei-
det wer überhaupt eingestellt wird. An 
den Docks der Westküste und auf vielen 
Baustellen betreiben Gewerkschaftsbüro-
krat*innen die Arbeitsvermittlungen und 
vergeben Jobs nach Erfahrung je nach-
dem, wie lange Arbeiter*innen schon 
Mitglied sind. Das ist eine recht effektive 
Maßnahme gegen Streikbrecher*innen, 
verhindert aber nicht die Ausbeutung am 
Bau und führt zu einer Einbindung der 
Gewerkschaft in die Disziplinierungsver-

suche der Kapitalist*innen. Das Problem 
an den closed shops ist nicht der An-
spruch, dass Arbeiter*innen entscheiden 
mit wem sie arbeiten. Es ist, dass man 
sich darauf beschränkt hat und die Maß-
nahme in die Ausbeutungsnormalität 
eingebunden wurde.

Die klassenkämpferische Version des 
Kündigungsverbots ist etwas ganz ande-
res – nämlich die Forderung, dass Arbei-

ter*innen und Gesellschaft über Entlas-
sungen und Einstellungen bestimmen. 
Deshalb muss das Kündigungsverbot 
auch gleichzeitig mit der Forderung nach 
der Aufteilung der Arbeit auf alle Hände 
und eine radikale Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohnausgleich aufgestellt wer-
den.

Übergangsforderungen

Solche Forderungen stellen die Macht-
frage. Sie stellen die Verbindung her 
zwischen den Symptomen der kapitalis-
tischen Krise und ihrer Lösung, der Ab-
schaffung des Kapitalismus. Gleichzeitig 
sind es Forderungen, um die sich Arbei-
ter*innen und Ausgebeutete im Kampf 
sammeln können. Eine gemeinsame Ak-
tionsperspektive ist die Grundlage, auf 
der der Kapitalismus angegriffen werden 
kann. 

Trotzki nennt so etwas deshalb „Über-
gangsforderungen“, weil sie die Grundla-
ge sind, auf der einzelne Klassenkämpfe 
auf die notwendige Überwindung des 
Kapitalismus weisen. Das war sein Ge-
genvorschlag zur Aufteilung sozialdemo-
kratischer Programme in Minimal- und 
Maximalteile. Die Minimalprogramme 
waren Linderungen des Leids der Ar-
beiter*innen, die den Kapitalismus nicht 
grundlegend in Frage stellen (8-Stun-
den-Tag, Kollektivverträge, etc.). Der 
Maximalteil, also  Forderungen nach ei-
ner bzw. für eine Zukunftsgesellschaft, 
beschränkte sich dann bald darauf, in 
Sonntagsreden vom neuen Menschen im 
Sozialismus zu reden, aber am Montag 
wieder den Normalzustand mitzuverwal-

ten. Die trotzkistische Idee vom Über-
gangsprogramm funktioniert anders – sie 
ist „keine Ansammlung von Gemeinplät-
zen, sondern eine Anleitung zum Han-
deln“.

Auch Rosa Luxemburg verwendete eine 
frühe Form der Übergangsmethode, um 
selbstverständliche Notwendigkeiten mit 
einem antikapitalistischen Bewusstsein 
zu verbinden. In ihrem Buch „Sozialre-
form oder Revolution“ stellte sie fest, dass 
ein Programm der Arbeiter*innenklasse 
alle Übergangsphasen der Entwicklung 
zum Sozialismus formulieren muss, so 
dass das Programm konkrete Hand-
lungsanweisungen gibt wie man vom 
gegenwärtigen Zustand zum Sozialismus 
kommt. 

Und in der russischen Revolution ver-
band Lenins Broschüre „Die drohende 
Katastrophe und wie man sie bekämpfen 
sollte“ die grundlegenden Bedürfnisse der 
Arbeiter*innen mit einem allgemeinen 
Machtanspruch. „Land, Brot und Frie-
den“ – das war brennend notwendig, aber 
als Grundrecht mit den Kapitalist*innen 
nicht zu machen. Die Broschüre schaffte 
auch tatsächlich den Übergang. Sie wurde 
am 14. September veröffentlicht, weniger 
als ein Monat später eroberten Russlands 
Arbeiter*innen und Bäuer*innen die 
Macht.

Die Forderung nach einem Kündigungs-
verbot im Jahr 2020 wird nicht dazu füh-
ren, dass zum Jahreswechsel ein Räte-Ös-
terreich auf der Tagesordnung steht. Aber 
es ist eine Forderung die nicht nur die 
aktuellen Probleme lindert, sondern auch 
die Macht der Kapitalist*innen kämpfe-
risch in Frage stellt. 

Sie kann eine Übergangsforderung sein, 
wenn sie nicht als Symptomlinderung 
und nicht ausnahmsweise aufgestellt 
wird. Wenn sie eingebettet wird in den 
Anspruch, die Kapitalist*innen zu ent-
machten, ergänzt wird um die Aufteilung 
der Arbeit auf alle Hände, Arbeitszeit-
verkürzung und Erwerbslosengeld von 
100 % des letzten Gehalts und verbunden 
wird mit der Arbeiter*innenkontrolle in 
den Betrieben. Und wenn sie ein Aspekt 
eines klassenkämpferischen, sozialisti-
schen Programms ist.		       

Die Forderung nach einem Kündigungsverbot im Jahr 
2020 wird nicht dazu führen, dass zum Jahreswechsel 
ein Räte-Österreich auf der Tagesordnung steht. Aber es 
ist eine Forderung die nicht nur die aktuellen Probleme 
lindert, sondern auch die Macht der Kapitalist*innen 
kämpferisch in Frage stellt. 

“
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Der Arbeiter*innenstandpunkt 
zehn mal im Jahr ins Haus ge-
liefert. Das bedeutet, wenn der 
Handverkauf auf der Demo nicht 
zu finden war, trotzdem die neue 
Ausgabe im Postkasten für euch - 
und ein bisschen mehr finanzielle 
Sicherheit für uns. Du bekommst 
10 Ausgaben für 25 Euro!

Deshalb gleich bestellen unter:

info@arbeiterinnenstanpunkt.net

Du bekommst die aktuelle Aus-
gabe und einen Zahlschein zuge-
schickt!

Der Arbeiter*innenstandpunkt ist 
eine internationalistische, kommu-
nistische Organisation. Unser Ziel 
ist die Schaffung einer klassenlosen 
Gesellschaft, in der es keine Ausbeu-
tung und Unterdrückung mehr gibt. 
Diese Gesellschaft kann nicht durch 
stetige Reformen erreicht werden, 
sondern erfordert einen radikalen, 
revolutionären Bruch der Arbeiter 
und Arbeiterinnen mit den heutigen 
kapitalistischen Zuständen. Deshalb 
unterstützen wir alle Kämpfe, Aktio-
nen und Forderungen, die die Interes-
sen der arbeitenden Bevölkerung zum 
Ausdruck bringen und die Keimform 
einer größeren, zukünftigen Arbei-
ter*innenbewegung sind. Wir unter-
stützen jeden Kampf, sei er auch noch 
so klein, um die Lebensbedingungen 
hier und jetzt zu verbessern!

Der Sozialismus, für den wir kämp-
fen, kann nur international geschaffen 
werden. Die elementaren Bestandtei-
le und Forderungen – wie das Recht 
auf Nahrung, weltweiter Frieden oder 
eine solidarische Aufteilung der Ar-
beit auf alle Menschen – können nicht 
im nationalen Rahmen bestehen und 
verbinden die werktätige Bevölkerung 
auf der ganzen Welt miteinander. Wir 
haben daher nichts mit den Regimen 
des ehemals „real existierenden So-
zialismus“ gemein. In diesen Staaten 

herrschte nicht das arbeitende Volk, 
sondern eine bürokratische Kaste, 
die das Proletariat unterdrückte und 
sich selbst bereicherte. Die kapitalis-
tischen Herrschaftsformen, ob parla-
mentarische Demokratien oder offe-
ne Diktaturen, schützen hingegen die 
Macht der Elite aus Kapitalisten und 
Kapitalistinnen. Deshalb treten wir 
für eine Rätedemokratie ein, d.h. die 
demokratische Machtausübung der 
Arbeiterinnen und Arbeiter selbst 
durch direkte Wahl und Abwahl von 
Delegierten, auf die sich die Regie-
rung, die Staatsgewalt und sämtliche 
Verwaltungsgremien stützen.

Als Arbeiter*innenstandpunkt sind 
wir in sozialen Bewegungen und 
Klassenkämpfen aktiv und kämp-
fen dort für ein Programm im Sinne 
der gesamten Arbeiter*innenklas-
se. In Großbetrieben bilden wir Be-
triebsgruppen und organisieren Be-
triebstreffen und Kampagnen gegen 
die aktuelle Kürzungs- und Sparpo-
litik der Bosse aus Wirtschaft und 
Politik. Auf dieser Basis üben wir Kri-
tik an der Gewerkschaftsbürokratie, 
die im Sinne der Sozialpartnerschaft 
schon lange nicht mehr konsequent 
für die Interessen der Beschäftigten 
eintritt. Trotzdem wollen wir den 
Gedanken der Gewerkschaft nicht 
verwerfen, denn als Institution der 

Lohnabhängigen selbst ist sie ein 
Kampfinstrument gegen die Ausbeu-
tung durch das Kapital. Wir treten 
dabei ein für eine Demokratisierung 
der Gewerkschaften und eine Ent-
machtung der Bürokratie durch den 
Aufbau einer kämpferischen Basisbe-
wegung. Unser Hauptanliegen ist es, 
die politischen und ökonomischen 
Teilkämpfe, z.B. am Arbeitsplatz, 
mit einer allgemein-politischen Per-
spektive zu verbinden, die über das 
Bestehende hinausweist und der Ar-
beiter*innenklasse zur Einsicht in ihr 
gesamtgesellschaftliches Klasseninte-
resse verhilft.

Der Kapitalismus fordert tagtäglich 
unzählige Opfer und zerstört Men-
schenleben – durch Hunger, Krieg 
und Unterdrückung. Es ist an uns, 
diesem System etwas Neues entge-
genzusetzen. Kämpfe mit uns für den 
Aufbau einer neuen Partei der sozia-
listischen Revolution.

WER WIR SIND

JETZT 
ABONNIEREN!
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www.arbeiterinnenstandpunkt.net
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Liga für die Fünfte Internationale
Der Arbeiter*innenstandpunkt ist die österreichische Sektion 
der Liga für die Fünfte Internationale. Der Kapitalismus ist 
ein weltweites System der Ausbeutung und Unterdrückung. Es 
ist notwendig, ihn auch international zu bekämpfen. Deshalb 
kämpfen wir für eine neue, weltweite Partei der Arbeiter*in-
nen und Unterdrückten, eine fünfte Internationale. Die LFI hat 
Sektionen in Brasilien, Britannien, Deutschland, Frankreich, 
Österreich, Pakistan, Schweden, Sri Lanka und den USA.	
www.fifthinternational.org

Aktionsprogramm: 
Reaktion oder Sozialismus!
Das Aktionsprogramm des Arbeiter*innenstandpunkt be-
schreibt den Aufbau einer neuen Partei der Arbeiter*innen 
und Unterdrückten und ihre zentralen Forderungen heute.
2019 - 40 Seiten A5 - 2,5 Euro

Broschüre zur „Aufbruch“-Kampagne: 
Lehren für linke Organisierung
Eine Sammlung unserer Debattenbeiträge, Artikel und 
Flugblätter aus der Zeit als wir uns an der  
„Aufbruch“-Kampagne beteiligten.
2020 - 36 Seiten A5 - 2,50 Euro

Trotzki: Eine Einführung
Leo Trotzki war ein Anführer der russischen Revolution 
1917, Kämpfer im Aufbau der jungen Sowjetunion und ein 
erbitterter Gegner Stalins. Sein Leben und Wirken enthält 
wichtige Lehren für revolutionäre Aktivist*innen.
2013 - 136 Seiten A5 - 7 Euro

WEITERE PUBLIKATIONEN DES 
ARBEITER*INNENSTANDPUNKT

Bestellen unter info@arbeiterinnenstandpunkt.net

Spenden an „Gruppe Arbeiterstandpunkt” | IBAN AT72 1200 0237 1129 5700 | BIC BKAUTATWW

Revolutionärer Marxismus 52:
Stalinismus & Unterganng der DDR
30 Jahre nach dem Fall des Stalinismus sind viele zentrale 
Fragen, die er in seiner Geschichte aufwarf, nicht geklärt. In 
dieser Analyse versuchen wir Anworten darauf zu geben.
2019 - 174 Seiten A5 - 8 Euro


